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Bekanntmachung des Entwurfes der Haushaltssatzung    2 0 1 8 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Anröchte für das Haushaltsjahr 2018 liegt ab 
Mittwoch, den 10. Januar 2018 während der Dauer des Beratungsverfahrens im Rat während der 
Dienststunden im Rathaus, Hauptstraße 74, Zimmer 10, zur Einsicht öffentlich aus. 
Gegen diesen Entwurf können Einwohner oder Abgabenpflichtige innerhalb einer Frist von 
vierzehn Tagen schriftlich oder mündlich zu Protokoll Einwendungen erheben. Die Frist beginnt 
am 16. Januar 2018 und endet am 29. Januar 2018. 
Über Einwendungen beschließt der Rat der Gemeinde in öffentlicher Sitzung voraussichtlich in der 
Sitzung am 13. Februar 2018. 
 
Gemeinde Anröchte 
 
Anröchte, 10. Januar 2018 
 
gez. S c h m i d t 
Bürgermeister 
 
 
______________________________________________________________________________ 
 

 
Bezirksregierung Arnsberg Soest, 10.10.2017 

Dezernat 33 - Ländliche Entwicklung, Bodenordnung  

- Flurbereinigungsbehörde -  

Stiftstraße 53 

59494 Soest 

Tel.: 02931/825058 
 

Freiwilliger Landtausch Anröchte - Mellrich - Altenmellrich 

Az.: 33.8 - 61725 
 
 
 
 

Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 

 

 
 

 
 
Durch den Beschluss vom 15.09.2017 wurde gemäß § 103 c Abs. 2 in Verbindung mit § 86 Abs. 2 
Nr. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der zurzeit gültigen Fassung der Freiwillige 
Landtausch für die folgenden Grundstücke angeordnet: 
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 Kreis Soest 
 
 Gemeinde Anröchte 
 
 Gemarkung Flur Flurstücke ________________ 
 
 Altenmellrich 5 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 51/17 
 
  6 113, 115, 181, 183, 241/113 
 
  7 1, 5, 6, 7, 9, 22, 69, 86, 93, 117/70, 
 
   135/19, 144/71, 151/20 
 
 Mellrich 2 417 
 
  4 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 16, 17, 
 
   18, 20, 46, 47, 48 
 
  5 52, 53, 54, 65, 66, 67, 73,  
 
   198/69, 199/72 
 
  6 46, 49, 279, 280, 281 
 
 Uelde 1 64, 65, 136/62 
 
   
Das Verfahrensgebiet hat eine Gesamtgröße von 179,7516 ha. 
 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Freiwilligen 
Landtauschverfahren berechtigen, sind nach § 14 Abs. 1 FlurbG innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach erfolgter Veröffentlichung dieser nachrichtlichen Bekanntmachung dieser 
Aufforderung der Flurbereinigungsbehörde, Bezirksregierung Arnsberg, Stiftstraße 53, 59494 
Soest, anzumelden.  
Zu diesen Rechten gehören z. B. nicht eingetragene dingliche Rechte an Grundstücken oder 
Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung von 
Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken beschränken. 
Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein Recht innerhalb einer von 
der Flurbereinigungsbehörde zu setzenden Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist 
besteht kein Anspruch auf Beteiligung. Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist 
angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde bisherige Verhandlungen 
und Festsetzungen gem. § 14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen.  
Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor 
der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, 
dem gegenüber die Frist durch Bekanntmachung des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt 
worden ist. 
 
Im Auftrag 
 
gez. Helle 



 


